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1

A. Einleitung 
Spätestens seit der Aufarbeitung der Finanzkrise rückt die Frage nach der persön-
lichen Verantwortung der handelenden Organmitglieder einer Aktiengesellschaft
immer stärker in den Fokus der öffentlichen Diskussion. Führten in der Vergan-
genheit Regressansprüche gegen Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften
insbesondere in der Öffentlichkeit ein Schattendasein, so hat sich dies – nicht zu-
letzt wegen der Ereignisse in der Finanzkrise als auch durch eine Gesetzesände-
rung und der damit einhergehenden Pflicht von Aufsichtsratsmitgliedern, derar-
tige Ansprüche zu verfolgen –1 geändert.
So werden insbesondere die Rufe nach der zivilrechtlichen Inanspruchnahme von 
handelnden Organmitgliedern immer lauter, wenn es darum geht, Verantwortliche 
für Unternehmenskrisen und die daraus resultierenden Wertverluste ausfindig und 
haftbar zu machen.2
So konsequent dies auch erscheinen mag, wenn zunehmend steigende Vergütun-
gen von Vorständen u.a. auch damit begründet werden, dass diese wachsenden 
Haftungsrisiken ausgesetzt seien, so hat nicht zuletzt auch der Gesetzgeber er-
kannt, dass erfolgreiches unternehmerisches Handeln unter dem „Damokles-
schwert“ der persönlichen Haftung kaum möglich ist.3
De lege lata gilt dies aber in Abgrenzung zur Einhaltung gesetzlicher Pflichten 
nur hinsichtlich unternehmerischer Entscheidungen i.S.d. § 93 Abs. 1 S. 2.4 Sieht 
man jedoch die stets anwachsende Zahl an gesetzlichen Pflichten, die Organe von 
Aktiengesellschaften bei ihrer täglichen Arbeit auf Grund der unbeschränkt gel-
tenden Legalitätspflicht einzuhalten haben, so ist unbestritten, dass insbesondere
von einem Vorstandsmitglied gerade nicht verlangt werden kann, dass er diese 
alle kennt bzw. stets selbst wissen muss, ob eine konkrete Entscheidung zu einem 
Gesetzesverstoß führt, aus welchem er gemäß § 93 Abs. 2 AktG ggf. persönlich 
haftbar gemacht werden kann.
Es ist in Literatur und Rechtsprechung daher anerkannt, dass die Organmitglieder
im Rahmen ihrer Tätigkeit fachkundige Berater hinzuziehen können, um die sie 
und/oder die Aktiengesellschaft treffenden gesetzlichen Pflichten einzuhalten.5
Fraglich ist allerdings, ob auch ein fehlerhafter Rat eines Beraters unter Umstän-
den das jeweilige Organmitglied von seiner Haftung exkulpieren kann. Der BGH 
hat dies in mehreren, in jüngerer Vergangenheit ergangenen Entscheidungen unter 

                                                          
1 Müko/Spindler, AktG, § 93, Rn. 2.
2 Vgl. bspw. BGH, AG 2011, S. 876 (877) - ISION; LG Heidelberg, Urt. v 21.03.2017 – 11 O 11/16 
KfH – Gelita AG; S. Iwersen/V. Votsmeier, Artikel im Handelsblatt vom 14. Februar 2019 bzgl. der 
Inanspruchnahme des ehemaligen Vorstands von Bilfinger.
3 Gesetz zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) 
v. 22.09.2005, BGBl. I, Nr. 60, S. 2802
4 Vgl. § 93 Abs. 1 S. 2 AktG.
5 Vgl. hierzu unter B.III.3.
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bestimmten Voraussetzungen bejaht.6 Auch wenn der BGH insoweit begrüßens-
werter Weise bestimmte Eckpfeiler eingeschlagen hat, die eine Beratung erfüllen 
muss, damit sich die Organmitglieder auf diese später exkulpierend berufen kön-
nen, so herrscht seitdem insbesondere eine lebhafte Diskussion darüber, (i) wer 
diese Beratung überhaupt erteilen darf, (ii) wie diese Beratung im Detail ausge-
staltet werden muss und (iii) welche Pflichten die beratenden Organmitgliedern 
hinsichtlich des erteilten Rats treffen, damit sie sich im Nachhinein hierauf – auch 
wenn sich die Beratung im Nachhinein als fehlerhaft herausstellt – enthaftend 
berufen können.
Die nachstehende Arbeit fokussiert sich auf die Frage, welche Sorgfaltspflichten 
die Organe und hier insbesondere der Vorstand einer Aktiengesellschaft bei der 
Hinzuziehung eines Beraters insbesondere auch in den verschiedenen Stadien der 
Beratung – Auswahl und Unterrichtung des Beraters sowie die Prüfung des Er-
gebnisses der Beratung – konkret einzuhalten haben. 
Hieran anschließend soll der Frage nachgegangen werden, ob sich diese Sorgfalts-
pflichten hinsichtlich des jeweiligen Sachverhalts bzw. der Art der Entscheidung, 
zu dem/der ein Rat eingeholt wird, unterscheidet. 
Abschließend wird die Frage untersucht, ob die für den Vorstand entwickelten 
Grundsätze auf Aufsichtsratsmitglieder einer Aktiengesellschaft übertragen wer-
den können bzw. ob es gewichtige Gründe dafür gibt, hiervon ggf. abzuweichen.

                                                          
6 Vgl. unten B.III.3.b.



Neue Juristische Beiträge 
 
herausgegeben von 
Prof. Dr. Klaus-Dieter Drüen (Ludwig-Maximilians-Universität München) 
Prof. Dr. Georg Steinberg (Universität Potsdam) 
Prof. Dr. Fabian Wittreck (Westfälische Wilhelms-Universität Münster) 
 

 

Band 134: Kai-Klemens Wehlage: Die Anforderungen an den Sorgfaltsmaßstab von Vorstandsmitgliedern 
und Aufsichtsratsmitgliedern bei der Einholung externer Beratung 
2021 · 222 Seiten · ISBN 978-3-8316-4899-3 

Band 133: Alpercan Öz: Das Spannungsverhältnis zwischen dem Selbstbestimmungsrecht des Opfers und 
dem strafrechtlichen Lebensschutz · Eine Bewertung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
2021 · 294 Seiten · ISBN 978-3-8316-4895-5 

Band 132: Dominic Reitner: Die Kenntnis vom Steueranspruch und ihr Nachweis in der Rechtsprechung 
zu § 370 AO 
2020 · 162 Seiten · ISBN 978-3-8316-4887-0 

Band 131: Ramona Seufer: Fiskalentstrickung als Strukturproblem im Binnenmarkt 
2019 · 254 Seiten · ISBN 978-3-8316-4832-0 

Band 130: Anja Lausberg: Voraussetzungen und Rechtsfolgen der unzulässigen Begünstigung von 
Betriebsratsmitgliedern 
2019 · 508 Seiten · ISBN 978-3-8316-4805-4 

Band 129: Juliane Gröper: The Mutual Agreement Procedure in International Taxation · The Need for 
Procedural and Administrative Rules 
2019 · 246 Seiten · ISBN 978-3-8316-4809-2 

Band 128: Katharina Schmitt: Das österreichische ÄsthOpG als Vorbild für Deutschland? · Eine 
vergleichende Untersuchung zu rechtlichen Anforderungen an die Durchführung von 
Schönheitsoperationen und ästhetischen Behandlungen 
2019 · 406 Seiten · ISBN 978-3-8316-4802-3 

Band 127: Jonathan Möller: Die Einführung von Volksgesetzgebung in das Grundgesetz mit Blick auf 
Quoren und Finanzierung 
2019 · 336 Seiten · ISBN 978-3-8316-4793-4 

Band 126: Florian Jacobi: Steuerhinterziehung durch aktives Tun und durch Unterlassen 
2019 · 174 Seiten · ISBN 978-3-8316-4791-0 

Band 125: Erne Jessica Meise: Steuerpublizität bei natürlichen Personen 
2019 · 300 Seiten · ISBN 978-3-8316-4789-7 

Band 124: Silvio Schulze: Daten als Kreditsicherungsmittel mit Bestand in der Insolvenz 
2019 · 274 Seiten · ISBN 978-3-8316-4786-6 

Band 123: Britta Janina Lewendel-Harde: Geschlossene Stromverteilernetze im EnWG 2011 – Neue 
Optionen für Betreiber bisheriger Objektnetze 
2019 · 234 Seiten · ISBN 978-3-8316-4741-5 

Band 122: Oliver Hieke: Vorvertragliche Aufklärungspflichten des Verkäufers beim Unternehmenskauf 
2018 · 324 Seiten · ISBN 978-3-8316-4704-0 

Band 121: Andreas Zürn: Das Mediationsgesetz im Lichte der europäischen Mediationsrichtlinie 
2018 · 242 Seiten · ISBN 978-3-8316-4657-9 

Band 120: Michael Gläsner: Grenzen der Beschränkung von Patent- und Markenrechten zum Schutz der 
öffentlichen Gesundheit nach WTO-Recht · Unter besonderer Betrachtung des Zwangslizenzregimes 



nach dem TRIPS und der Vereinbarkeit von Plain-packaging-Vorschriften für Tabakwaren mit dem 
WTO-Recht 
2018 · 312 Seiten · ISBN 978-3-8316-4670-8 

Band 119: Sarah Krampitz: Das allgemeine Persönlichkeitsrecht von Sportvereinen 
2017 · 342 Seiten · ISBN 978-3-8316-4666-1 

Band 118: Nana K. A. Baidoo: Die dienstliche Beurteilung und ihre Kontrolle durch Gerichte · 
Anmerkungen zur Verbesserung der Personalauswahl im öffentlichen Dienst 
2018 · 234 Seiten · ISBN 978-3-8316-4661-6 

Band 117: Hannah Rehage: Der Einsatz deutscher Streitkräfte · Unter besonderer Berücksichtigung der 
verfassungsmäßigen Prüfung innerstaatlicher Verwendungen bei terroristischen Angriffen 
2018 · 162 Seiten · ISBN 978-3-8316-4653-1 

Band 116: David Chrobok: Zur Strafbarkeit nach dem Anti-Doping-Gesetz 
2017 · 264 Seiten · ISBN 978-3-8316-4648-7 

Band 115: Florian Keller: Das Finanzamt als Partner des Steuerpflichtigen · Dargestellt am Beispiel der 
Korrekturvorschrift des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO 
2017 · 280 Seiten · ISBN 978-3-8316-4627-2 

Band 114: Johanna Küpper: Personenbezug von Gruppendaten? · Eine Untersuchung am Beispiel von 
Scoring- und Geo-Gruppendaten 
2016 · 222 Seiten · ISBN 978-3-8316-4597-8 

Band 113: Christine Lanwehr: Faktische Selbstveranlagung und Fehlerkorrektur im 
Besteuerungsverfahren von Arbeitnehmern 
2016 · 320 Seiten · ISBN 978-3-8316-4545-9 

Band 112: Sonja Dudek: Auskunfts- und Urkundenvorlageersuchen von Finanzbehörden an 
Kreditinstitute 
2016 · 214 Seiten · ISBN 978-3-8316-4527-5 

Band 111: Janina Fellmeth: Das lohnsteuerrechtliche Abgrenzungsmerkmal des ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Arbeitgeberinteresses · Bestandsaufnahme und Neuorientierung 
2015 · 232 Seiten · ISBN 978-3-8316-4526-8 

Band 110: Barbara Thiemann: Kooperation und Verfassungsvorbehalte im Ausgleich · Anleihen aus dem 
europäischen Verfassungsgerichtsverbund für eine Kooperation des EuGH mit den WTO-
Rechtsprechungsorganen 
2016 · 488 Seiten · ISBN 978-3-8316-4560-2 

Band 109: Franziska Dautert: Beweisverwertungsverbote und ihre Drittwirkung 
2015 · 302 Seiten · ISBN 978-3-8316-4479-7 

Band 108: Florian Eder: Beweisverbote und Beweislast im Strafprozess 
2015 · 396 Seiten · ISBN 978-3-8316-4469-8 

Band 107: Martina Achzet: Sanierung von Krisenunternehmen · Ablauf und Personalentwicklung in 
Unternehmenssanierungen unter Konkursordnung, Vergleichsordnung und Insolvenzordnung 
2015 · 304 Seiten · ISBN 978-3-8316-4467-4 

 

 

 Erhältlich im Buchhandel oder direkt beim Verlag: 
utzverlag GmbH, München 
089-277791-00 · info@utzverlag.de 

 Gesamtverzeichnis mit mehr als 3000 lieferbaren Titeln: www.utzverlag.de 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




